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von Kapitalanlagen 


A. Problem und Ziel 

Der Vertrag dient der Verstärkung der beiderseitigen Wirtschafts- 
beziehungen durch Förderung und gegenseitigen Schutz von Kapital- 
anlagen. 

B. Lösung 

Durch den Vertrag werden Direktinvestitionen völkerrechtlich abge- 
sichert, insbesondere durch Gewährleistung des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen, Vereinbarung von Inländerbehandlung und 
Meistbegünstigung, Eigentumsschutz und Entschädigungspflicht im 
Falle von Enteignungen sowie Rechtsweggarantie und internationaler 
Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 


Keine 



Drucksache 15/3886 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme entste- 
hen nicht. Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen auf Einzelpreise, 
Preisniveau und Verbraucherpreisniveau. 
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Bundesrepublik Deutschland 

DER BUNDESKANZI.ER 


O 


Berlin, dcn^jÖ September 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident. 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. März 2003 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Tadschikistan über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


mit Begründung und Vorblatt. 


Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und das 
Auswärtige Amt. 


Der Bundesrat hat in seiner 803. Sitzung am 24. September 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentw urf keine 
Einw endungen zu erheben. 


Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 27. März 2003 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 


Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 27. März 2003 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Tadschikistan über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen wird zugestimmt. Der Ver- 
trag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden 
ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 
Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, 
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich 
um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es ausschließ- 
lich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in Tad- 
schikistan schafft. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

floroBop 

MexAy OeAepaTMBHOM Pecnyö/iMKOM lepMaHMn 
M Pecny6jiMKOMTaA>KMKMCTaH 
0 COAeMCTBMM OCyiAeCTB/ieHMK) 

M BSaMMHOM SaiAMTB KanMTaAOBJlOXeHMM 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Tadschikistan - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, dass eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völ- 
ker zu mehren - 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1 . umfasst der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, lässt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 


OeflepaTMBHan PecnyönnKa fepMaHun 

M 

PecnyöjiMKaTaflxMKMCTaH - 

xenan yrnyöjiriTb aKOHOMnnecKoe corpyAHUHecTBO Mexfly 
flByMB rocyflapcTBaMM, 

CTpeMBCb cosflaxb önaronpunTHbie ycnoBun ajifi ocyiAecT- 
B/ieHMB KannTanoB/ioxeHMM HHBecxopoB oflHoro rocynapcTBa 
Ha TeppMTopMM flpyroro rocyaapcTBa, 

cosHaBan, hto cofleMCTBMe ocymecTB/ieHMK) m floroBopHan 
saiAMTa 3TMX KanMTanoBnoxeHMM Moryr oxMBWTb nacTHyK) 3 ko- 
HOMMHeCKyiO MHMUMaTMBy M npwyMHOXHTb ÖnarOCOCTOHHMe OÖOMX 
HapOAOB, 

AoroBopnAMCb o HMxecAeAyK)A 4 eM; 

Cxaibn 1 

flnn ueABM HacronAjero floroBopa; 

1. TepMMH “KanHTanoBAOxeHMH» oxBaxbiBaeT Bce bmabi mviy- 

AieCTBBHHblX peHHOCTeil, a B naCTHOCTM; 

a) COÖCTBeHHOCTb B BMAÖ ABMXMMblX M HBABHXHMblX npBA- 
MexoB, a TaKxe ApyrHe mviymecTBeHHbie npaaa, raKMe 
KaK MAOTBHHbie npaBa m npaaa saaora; 

b) npaaa Ha aoabbob ynacTvie m ApyrMe cjjopMbi ynacTHn 
B KOMnaHMBx; 

c) npaBO TpeöOBaHMH no AenexHbiM cpeACTBaM, ncnonb- 
SOBaHHblM AAH C03AaHMH 3K0H0MMHeCKMX peHHOCTeM, 
MAM yCAyraM, HIVieiOAtMM 3KOHOMMHeCKyiO UeHHOCTb; 

d) npaBa MHTenneKTyanbHoii coöcTBeHHOCTH, xaKMe kbk, 
B HacTHOCTM, aBTopcKHB npaBa, naTBHTbi, nonesHbie mo- 
ABAM, npOMblLAABHHbie OÖpaSUbl H MOABAM, TOBapHbie 
3HaKM, cjjMpMeHHbie HamvieHOBaHMH, npoMSBOACTBeHHbie 
M KOMMepnecKMe TaÄHbi, TexHOAorMn, «Hoy-xay» n «ryA- 
BMA»; 

e) OÖAteCTBBHHO-npaBOBbie KOHpeCCMA, BKAKJHan KOHUeC- 
cm Ha pasBeAKy m AOöbiny npupoAHbix pecypcoB; 

M3MeHeHne bmab BAOxeHAA MMyAtecTBeHHbix ueHHocreii ne 

3aTparABaeT hx cbohctbo xax KanMTaAOBAOxeHne; 

2. TepMHH «AOxoAbi» 03HaMaeT cyMMbi, noAyHaeivibie ot Kani/i- 

TaAOBAOxeHMA 33 onpeABAeHHbiM nepwoA, xaKMe kbk aoaa 

npMÖblAM, AHBMABHAbl, npOpeHTbl, AAUeH3MOHHbie HAH APy- 

rMe B03HarpaxABHMH; 
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3. bezeichnet der Begriff „investor“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand: 

i) Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepubiik Deutschiand, 

ii) jede juristische Person sowie jede Handeisgeseii- 
schaft oder sonstige Geseiischaft oder Vereinigung 
mit oder ohne Rechtspersöniichkeit, die ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepubiik Deutschiand hat, 
gieichviei, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist 
oder nicht, 

b) in Bezug auf die Repubiik Tadschikistan: 

eine juristische und eine natüriiche Person der Repubiik 
Tadschikistan in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvor- 
schriften. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapitai- 
aniagen von investoren des anderen Vertragsstaats nach Mög- 
iichkeit fördern und diese Kapitaianlagen in Übereinstimmung 
mit seinen Rechtsvorschriften zuiassen. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapitai- 
aniagen von Investoren des anderen Vertragsstaats in jedem 
Faii gerecht und biliig behandein und ihnen den voiien Schutz 
des Vertrags gewähren. 

(3) Ein Vertragsstaat wird die Verwaitung, die Erhaitung, den 
Gebrauch, die Nutzung oder die Verfügung über die Kapitai- 
aniagen von investoren des anderen Vertragsstaats in seinem 
Hoheitsgebiet in keiner Weise durch wiiiküriiche oder diskrimi- 
nierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Artikel 3 

(1) Jeder Vertragsstaat behandelt Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluss von 
Investoren des anderen Vertragsstaats stehen, nicht weniger 
günstig als Kapitalanlagen der eigenen Investoren oder Investo- 
ren dritter Staaten. 


(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Investoren des anderen 
Vertragsstaats hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang 
mit Kapitalanlagen in seinem Hoheitsgebiet nicht weniger güns- 
tig als seine eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten. 


(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die 
ein Vertragsstaat den Investoren dritter Staaten wegen seiner 
Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirtschaftsunion, einem ge- 
meinsamen Markt oder einer Freihandelszone oder wegen sei- 
ner Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkom- 
mens oder sonstiger Vereinbarungen über Steuerfragen ge- 
währt. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats ge- 
nießen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vollen 
Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats dür- 
fen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats nur zum all- 


3. TepMMH «MHBecTop» osHauaex: 

a) B OTHOLueHMM cUeflepaTMBHoii PecnyönMKM lepiviaHMH: 

I) HeMLieB B COOTBeTCTBMM C OCHOBHbIM SaKOHOM CUe- 
AepaTMBHOM PecnyöjiMKM lepiviaHMH, 

II) AKJöoe topuflUHecKoe nnuo nnn ToproBoe oöure- 
CTBO, npoune KOMnaHun nnn oäteflnHeHMH c npa- 
BaMM lOpMAMHeCKOrO AMUa MAM Öes HMX, c MeCTOM 
pacnoAOxeHMH na xeppuTopun cheAepaTMBHOM Pec- 
nyöAMKM lepiviaHMH, HeesMpaH Ha to, HanpaBnena am 
MX ASHTeAbHOCTb Ha AOAyHeHMe npMÖblAM MAM Het; 

b) B OTHOAjeHMM PeCAyÖAMKM TaA>KMKMCTaH: 

lOpMAMHeCKOe M CflMSMHeCKOe AMI40 PeCnyÖAMKM TaA>KM- 

KMcran b cooTBetcTBMM c ee saKOHOAajeAbCTBOM. 


CTaTbH 2 

1. Ka>KAoe M3 floroBapMBaioAiMxcH FocyAapcTB no Mepe 
B03M0>KH0CTM OyABT CAOCOÖCTBOBaTb Ha CBOBM TBppMTOpMM 
KanMTaAOBAOxeHMHM MHBecTopoB Apyroro floroBapMBaioure- 
rocH IbcyAapcTBa m öyAer paapemaxb 3tm KanMTaAOBAOxeHMH 
B COOTBBTCTBMM CO CBOMM 3aKOHOAaTeAbCTBOM. 

2. KaxAoe ms floroBapMBatourMxcH IbcyAapcTB b kbxaom 
KOHKpeTHOM CAyuae byAex obpaujaxbCH na cboom xeppMTopMM 
c KanMTaAOBAOxeHMHMM Apyroro floroBapMBaiOA 4 erocH Ibcy- 
AapcTBa CO BCeM CnpaBeAAMBOCTbK) M npeAOCTaBAHTb MM noA- 
Hyio saujMTy floroBopa. 

3. Hm oaho m3 floroBapMBaiOAiMXCH IboygapcTB na cboom 
TeppMTopMM hmkomm o6pa30M He öyABT ymeMAHTb 3a CHet 
npMHHTMH npOM3BOAbHblX MAM AHCKpMMMHaUMOHHblX Mep ynpa- 
BAeHMe M pacnopHxeHMe KanMxaAOBAOxeHMHMM MHBecxopaMM 
Apyroro floroBapMBaiOAjerocH IbcyAapcxBa, a xaKxe mx coxpa- 
HBHMe, npMMeHSHMe M MCn0Ab30BaHMe. 

CxaTbA 3 

1. KaxAoe m 3 floroBapMBaiouiMXCH IbcyAapcxB oöecne- 
HMBaex Ha cbobm xeppMxopMM b oxHomeHMM KanMxaAOBAO- 
XeHMM, HaXOAHAlMXCH B COÖCXBeHHOCXM MAM AOA BAMHHMeM MH- 
BecxopoB Apyroro floroBapMBatoujerocH IbcyAapcxBa, pexMM 
He Menee ÖAaronpMHXHbifi, hom b oxHomeHMM KanMxaAOBAO- 
XeHMM COÖCXBeHHblX MHBeCXOpOB MAM KaAMXaAOBAOXeHMM 
MHBecxopoB xpexbMx rocyAapcTB. 

2. KaxAoe m 3 floroBapMBaiouiMXCH IbcyAapcxB obecneuM- 
Baex Ha cbosm xeppMxopMM b oxHomeHMM MHBecxopoB Apyroro 
floroBapMBaiourerocH IbcyAapcxBa b xom, hxo KacaexcH mx 
AeHXeAbHOCXM B CBH3M C KBAMXaAOBAOXeHMHMM, peXMM HB MB- 
Hee ÖAarOnpMHXHbIM, HOM B OXHOmeHMM COÖCXBBHHblX MHBecxo- 
poB MAM MHBecxopoB xpexbMX rocyAapcxB. 

3. Gxox pexMM He pacnpocxpaHHexcH na npeMMymecxea, 
Koxopbie OAHO floroBapMBaiOAieecH IbcyAapcxBO npeAocxa- 
BAHex MHBBCxopaM xpexbMX rocyAapcxB b cbh3m c ero yna- 
CXMBM B XaMOXeHHOM MAM SKOHOMMHBCKOM 001036, OÖAieM pblH- 
Ke, MAM 30He CBOÖOAHOM xoproBAM MAM B CBH3M c ero aCCOLJMa- 
UMeM C HMMM. 

4. PexMM, npeAOCxaBAHeMbiM b cooxBexcxBMM c HacxoaujeM 
CxaxbeM, He pacnpocxpaHnexcH na Abroxw, KOxopbie oaho 
floroBapMBaioureecH IbcyAapcxBO npeAOCxaBAHex MHBecxopaM 
xpexbMx rocyAapcxB na ocHOBaHMM corAameHMH o6 MSöexaHMM 
ABOMHoro HaAorooÖAOxeHMH MAM ApyrMX AoroBopeHHOcxeM no 
HanoroBbiM BonpocaM. 

CxaTba 4 

1. KanMxanoBAOxeHMH MHBecxopoB oahoxo floroBapMBaio- 
merocH IbcyAapcxBa na xeppMxopMM Apyroro floroaapMBaioure- 
rocH IbcyAapcxBa noAbayioxcH aoahom sautMXOM m öeaonac- 

HOCXbK). 

2. KanMxanoBAOxeHMH MHBecxopoB OAHoro floroBapMBaio- 
urerocH IbcyAapcxBa Moryx öbixb noABeprnyxbi Mepaivi no npM- 
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gemeinen Wohl und gegen Entschädigung direkt oder indirekt 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muss dem 
Wert der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeit- 
punkt entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Ent- 
eignung, Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffent- 
lich bekannt wurde. Die Entschädigung muss unverzüglich 
geleistet werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem 
üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muss tatsäch- 
lich verwertbar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeit- 
punkt der Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren 
Maßnahme muss in geeigneter Weise für die Festsetzung und 
Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. Die Recht- 
mäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren 
Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müssen in einem 
ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 


(3) Investoren eines Vertragsstaats, die durch Krieg oder 
sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staats- 
notstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von diesem 
Vertragsstaat hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindungen, 
Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weni- 
ger günstig behandelt als seine eigenen Investoren. Solche 
Zahlungen müssen frei transferierbar sein. 


(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen- 
heiten genießen die Investoren eines Vertragsstaats im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats Meistbegünstigung. 


Artikel 5 

Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Investoren des ande- 
ren Vertragsstaats den freien Transfer der im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 


a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses aus der vollständigen oder teilweisen Liquida- 
tion oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Investoren Zahlungen auf- 
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats, so erkennt dieser andere 
Vertragsstaat, unbeschadet der Rechte des erstgenannten Ver- 
tragsstaats aus Artikel 10, die Übertragung aller Rechte oder 
Ansprüche dieser Investoren kraft Gesetzes oder aufgrund 
Rechtsgeschäfts auf den erstgenannten Vertragsstaat an. Fer- 
ner erkennt der andere Vertragsstaat den Eintritt des erst- 
genannten Vertragsstaats in alle diese Rechte oder Ansprüche 
(übertragene Ansprüche) an, welche der erstgenannte Vertrags- 
staat in demselben Umfang wie sein Rechtsvorgänger auszu- 
üben berechtigt ist. Für den Transfer von Zahlungen aufgrund 
der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 Absätze 2 und 3 
und Artikel 5 entsprechend. 


HyflUTenbHOMy nstHTMio, HaunoHannsauMH nnn apyrmvi npn- 
MbiM nnn KOcaeHMbiM MepaM, aHanoruHHbiM mm no cbomm 
nocneflCTBMHM, na xeppMTopMM apyroro floroBapnaatomerocn 
IbcyflapcTBa TonbKO b oöiqecTBeHHbix MHxepecax m c Bbinna- 
TOM KOMneHcauMM. KoMneHcauMH flonxHa cooTBeTCTBOBaxb 
CTOMMOCTM MStHToro KanMTanoBnoxeHMH, onpeaeneHHOM ne- 
nocpeflCTBeHHO nepeA MOMenTOM, Koraa ocfjMqManbHO cxano 
MSBecTHO 0 cjjaKTMHecKM ocyutecTBneHHbix MnM npeflCToninMx 
Mepax no npnnyAMTenbHOMy MStHjnio, HaqMOHanMsaqMM Mnn 
Mepax c ananorMHHbiMM nocneACXBUHMM. KoMneHcaqMn Aonxna 
BbinnaHMBaxbCH HesaMeAxiMxe/ibHO m ao MOMenxa ee Bbinnaxbi 
Ha cyMMy KOMneHcaqMM HanMcnnioxcH öaHKOBCKMe npouenxbi 
B COOXBeXCXBMM C ASMCXByKtAjeM npOqeHXHOM CXaBKOM; OHa 
AOJixHa öbixb npaKXMHecKM ncnoxibsyeMOM m cboöoaho xpanc- 
cftepHpyeMOM. He nosAHee MOMenxa ocyatecxB/ieHMH npMHyAM- 
xenbHoro MS’bnxMn, HauMOHanMsaqMM mxim Mepbi, aHanorMHHOM 
MM no CBoeMy xapaxxepy, AonxHbi öbixb npMHnxbi HaAne- 
xaiAMO npocjjMnaKXMHecKMe Mepbi no onpeAeneHMio cyMMbi m 
nopHAKy Bbinxiaxbi KOMneHcaqMM. flon>KHa öbixb npeAycMO- 
xpena BOSMOXHOCxb cyAeÖHoro paccMoxpeHMn npaeoMepHO- 
CXM ocyujecxBneHMH npMHyAMxenbHoro MS'bnxMH, HaqMOHanMsa- 
UMM MAM Mepbi, aHanorMHHOM MM no CBoeMy xapaKxepy, a xaK- 
xe pasMepa KOMneHcauMM. 

3. l/iHBecxopaM OAHOro floroBapMBalOA^e^ocH IbcyAapcxBa, 
KanMxanoBAOxeHMHM Koxopnix HaneceH ymepö na xeppMxopMM 
Apyroro floroBapMBaiOAjerocn IbcyAapcxBa BcneACXBMe bomhbi 
MAM npOHMX BOOpyxeHHblX CXOAKHOBOHMM, pSBOAIOLIMM, HpeSBbl- 
HaMHoro noAOxeHMH mam MHxexa, öyAex npeAOCxaBAOH sxmm 
floroBapMBaiOAiMMCH IbcyAapcxBOM pexMM, ho Menee önaro- 
npMHXHblM B OXHOmeHMM B03MeA<eHMA yÖbIXKOB, OXCXynHblX 
cyMM, KOMneHcaqMM mam npoHMX BOSHarpaxABHMM, hsm aah 
CBOMX MHBeCXOpOB. GxM CyMMbl AOAXHbl ÖbIXb CBOÖOAHO XpaHC- 
cjjepMpyeMbiMM. 

4. klHBecxopbi OAHOro floroeapMBaioqterocH focypapcxBa na 
xeppMxopMM Apyroro floroeapMBaiOAterocFi IbcyAapcxBa noAb- 
syioxcH pexMMOM HaMöOAbAjero önaronpMHxcxBOBaHMH b oxho- 
meHMM BonpocoB, yperyAMpoBannbix nacxonmeM CxaxbOM. 

Cxaibn 5 

KaxAoe ms floroBapMBaioiAMxcH IbcynapcxB rapanxMpyex 
MHBecxopaM Apyroro AoroBapMBaiOAierocH FocyAapcxBa cbo- 
öOAHbiM xpaHCCItepx nnaxexeM b cbhsm c KanMxanoBAOxeHMeM, 
B nacxHocxM: 

a) KanMxana m AonoAHMxenbHbix cyMM aah noAAepxaHMH mam 
yBOAMHeHMH oöbieMa KanMxanoBAOxeHMH; 

b) aoxoaob; 

c) cyMM, BbinnaHMBaeMbix b norameHMe saMMoa; 

d) BbipyHKM, BOSHMKatOiqeM B CBHSM C nOAHOM MAM HaCXMHHOM 
AMKBMAaUMOM MAM npOAaXBM KanMXaAOBAOXBHMH; 

e) KOMneHcaqMM, npeAycMOxpeHHbix b Cxaxbe 4 HacxoHmero 
AoroBopa. 

CTaxbn 6 

Ecam oaho ms AoroBapMBaiOAjMXCH IbcyAapcxB ocyajecxBAH- 
ex Bbinnaxy cyMM cbomm MHBecxopaM na ocHOBaHMM rapanxMM 
KanMxanoBAOxeHMH na xeppMxopMM Apyroro AoroaapMBaio- 
AierocH IbcyqapcxBa, xo sxo Apyroe AoroBapMBaiOAieecH Focy- 
AapcxBO, öes yiqeMAeHMH aah BbixeKaiOAiMX ms CxaxbM 10 Ha- 
cxoHAjero AoroBopa npaa nepaoro AoroaapMBaiOAierocH Ibcy- 
AapcxBa, ÖyAex npMSHaaaxb nepeAany nepaoMy AoroaapMaa- 
lOAieMycH IbcyAapcxBy acex npaa mam xpeöoaaHMM sxmx mh- 
aecxopoB b CMny saKOHa mam Aoroaopa. KpoMe xoro, Apyroe 
AoroaapMBaioqteecH IbcynapcxBO npMSHaex BCxynneHMe nep- 
Boro AoroaapMBaioqterocH IbcyAapcxaa bo Bce sxm npaaa mam 
xpeöoaaHMH (nepeAaHHbie xpeöOBaHMH), Koxopbie nepaoe Ao- 
roaapMBaiOAjeecH IbcynapcxBO anpaae ocyatecxBAHXb b xom 
xe oöbeMe, hxo m ero npeAAJecxaeHHMK no npaay. B oxHome- 
HMM xpaHCCtsepxa nnaxexeM, ocyiAecxBAHeMbix Ha ocHOBanMM 
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Artikel 7 

(1 ) Transferierungen nach Artikel 4 Absätze 2 oder 3, Artikel 5 
oder Artikel 6 erfolgen unverzüglich zu dem am Tag des Trans- 
fers geltenden Marktkurs. 

(2) Gibt es keinen Devisenmarkt, so gilt der Kreuzkurs (cross 
rate), der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die 
der Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderzie- 
hungsrechte zugrunde legen würde. 


Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben 
diesem Vertrag zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in 
Zukunft begründet werden, eine allgemeine oder besondere 
Regelung, durch die den Kapitalanlagen der Investoren des 
anderen Vertragsstaats eine günstigere Behandlung als nach 
diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem 
vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 


(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung ein- 
halten, die er in Bezug auf Kapitalanlagen von Investoren des 
anderen Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet übernommen 
hat. 

Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren des 
einen Vertragsstaats in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften des anderen Vertragsstaats in dessen Hoheitsgebiet 
schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags vorgenommen 
haben. 


Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaa- 
ten über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sol- 
len, soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Ver- 
tragsstaaten beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise 
nicht beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines der bei- 
den Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann 
einigen, der von den Regierungen der beiden Vertragsstaaten 
zu bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, 
der Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem 
der eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die 
Meinungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten 
will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt 
der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver- 
tragsstaaten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so 


nepeflauHbix TpebOBauMM, fleMCTsyroT cooTBeTCTseHHO nyHK- 
Tbi 2 M 3 CraTbn 4, a raKxe CxarbFi 5 Hacronurero floroBopa. 

CTaTbn 7 

1. TpaHCCjiepT njiaTe>KeM, yKasauHbix b nyHKrax 2 nnn 3 
CxaTbn 4, a xaKxe b CjaTbax 5 nnn 6, öyaeT ocyurecTB/iHTbCH 
HesaMeflnnrejibHO no pbmoHHOMy Kypcy, fleücTByiOLueMy b ashb 
T paHccjiepTa. 

2. Ecnn He cyipecTByeT eaniOTHoro pbiHKa, xorfla fleücxByex 
coBMemeHHbm xypc (cross rate), BbixeKaioinnvi ns xex pacnex- 
Hbix KypcoB, Koxopbie MexflyHapoflHbiM BanioxHbiM cjiOHfl Bann 
6bi 3a ocHOBy nepecnexa cooxBexcxByromnx saxiiox b cne- 
UwajibHbie npaBa sanMcxBOBaHna b momohx ocymecxB/ieHMFi 
njiaxexeü. 

CxaTbA 8 

1. Ecxim m 3 aaKOHOflaxenbcxBa OflHoro floroBapnBatomerocH 
IbcyflapcxBa m/im MexflyHapoflHO-npaBOBbix corxiaujeHMM, 
cymecxByKJLitMX Mexfly floroBapnBatourMMncH IbcyflapcxBaMi/i 
Hapafly c Hacxoammvi floroBopoM mxim aaK/itonaeMbix mmm b 6y- 
flymeM, BbixeKaex oöiuee v\m cneunaxibHoe nonoxeHne, co- 
rnacHO KOxopoMy KanMxanoBxioxeHMa i/iHBecxopoB apyroro flo- 
roBapMBaiOLnerocH IbcyflapcxBa nonbayioxca öoxiee öxiaro- 
npMHXHbiM pexHMOM, HOM no HacxoHLiteMy floroBopy, xo xaKoe 
noxioxeHHe öyaex wMexb npemviymecxBO nepea nonoxeHMHMn 
Hacxoaiuero AoroBopa b xoü nacxw, b Koxopofi oho öonee 6na- 
ronpMHXHO. 

2. Kaxfloe m 3 AoroBapHBaiomnxca IbcyAapcxB öyAöx co- 
öniOAaxb nioöoe Apyroe oöaaaxexibcxBO, Koxopoe oho npnnano 
Ha ceöa b oxHomeHMM KanHxanoB/ioxennii i/iHBecxopoB Apy- 
roro AoroBapi/iBaiOLAeroca fbcyAapcxBa na CBoew xeppnxopnM. 

Cxaibn 9 

HacxoaiAMM AoroBop ASMCXByex xaKxe b oxHomeHMM Kanw- 
xaxiOBAOxeHMM, Koxopbie öbixiM ocyiAecxBjieHbi MHBecxopaMi/i 
OAHoro AoroBapMBaioujeroca IbcyAapcxBa b cooxboxcxbmm c 3a- 
KOHOAaxexibcxBOM Apyroro AoroBapHBaioiAeroca IbcyAapcxBa 
Ha ero xeppMXopMM yxe ao BCxynneHna b cnny uacxoaurero 
AöroBopa. 

Cxaibn 10 

1. Cnopbi MexAy OÖOMMM AoroBapHBaioiAMMMcn IbcyAapcx- 
BBMM xoAKOBaHMM HAM npHMOHeHMM HacxoniAexo AoroBopa 
öyAyx no B03M0XH0CXM peiuaxbcn npaBnxenbcxBaMw Aßyx Ao- 
roBapHBaiOLAHXcn IbcyAapcxB. 

2. Ecxim cnop He Moxex öbixb yperyxiMpoeaH xaKMM nyxen/i, 
xo no xpeöOBaHMK) OAHOro m 3 AoroBapMBaioiAMxcFi IbcyAapcxB 
OH nepeAaexcH Ha pemeHMe apöMxpaxHoro cyAa. 

3. ApöMxpaxHbiM cyA C03Aaexcn aah KaxAöro KOHKpex- 
Horo cjiyHan, npMHeivi KaxAoe AoroBapuBatoiAeecn IbcyAapcx- 
BO HaaHauaex no OAHOiviy HxieHy apÖMxpaxHoro cyAa, m o6a 
HneHa apönxpaxHoro cyAa cobmocxho AöroaapMBaioxcH o 
KaHAMAaxype rpaxAaHMHa xpexbero rocyAapcxaa, Koxopbm na- 
SHanaexcn npaBMxexibcxBaMM oöomx AoroaapMBaiOLAMXCH Ibcy- 
AapcxB B KauecxBe npeAceAaxexin apönxpaxHoro cyAa. HxieHbi 
apÖMxpaxHoro cyga AOxixHbi öbixb HaaHaneHbi b xenenMe AByx 
MecHueB, a npeAceAaxenb apÖMxpaxHoro cyAa - b xenenMe 
xpex MecHueB c MOMOHxa, Konaa oaho m3 AoroBapuBaioiAHxcn 
IbcyAapcxB cooölamx ApyroMy AoroBapHBaioiAeiviycH IbcyAap- 
cxBy 0 CBoeM naMepeHMM nepeAaxb cnop na pemeHMe apöM- 
xpaxHoro cyAa. 

4. Ecxim cpoKM, yKaaaHHbie b nyHKxe 3 Hacxonmeü CxaxbM, 
He ÖyAyx coöxiiOAeHbi, xo npM oxcyxcxBMM mhom AoroBopen- 
HocxM KaxAoe AoroBapMBatouxeecn IbcyAapcxBO Moxex oöpa- 
xMXbCH K npeAceAaxexiio MexAynapoAHOro cyAa OOH c npocb- 
ÖOM ocyiuecxBMXb HeoöxoAMMbie HaaHaneHMn. Ecxim npeAceAa- 
xexib MMeex rpaxAaHCXBO oahoxo m 3 AoroaapMBaiOLAMXCFi Ibcy- 
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soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der bei- 
den Vertragsstaaten oder Ist auch er verhindert, so soll das Im 
Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die 
Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, 
die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Mitglieds sowie seiner Vertretung in dem Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsstaaten 
zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine 
andere Kostenregelung treffen. Im Übrigen regelt das Schieds- 
gericht sein Verfahren selbst. 


Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einem der Vertragsstaaten und einem Investor des 
anderen Vertragsstaats sollen, soweit möglich, zwischen den 
Streitparteien gütlich beigelegt werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung 
durch eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so 
wird sie auf Verlangen des Investors des anderen Vertragsstaats 
einem Schiedsverfahren unterworfen. Sofern die Streitparteien 
keine abweichende Vereinbarung treffen, sind die Bestimmun- 
gen des Artikels 10 Absätze 3 bis 5 sinngemäß mit der Maß- 
gabe anzuwenden, dass die Bestellung der Mitglieder des 
Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch die Streitpartei- 
en erfolgt und dass, soweit die in Artikel 10 Absatz 3 genannten 
Fristen nicht eingehalten werden, jede Streitpartei mangels 
anderer Vereinbarungen den Präsidenten des Schiedsgerichts- 
hofs der Internationalen Flandelskammer in Paris bitten kann, 
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Der Schieds- 
spruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 


(3) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird wäh- 
rend eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs nicht als Einwand geltend machen, dass der 
Investor des anderen Vertragsstaats eine Entschädigung für 
einen Teil des Schadens oder den Gesamtschaden aus einer 
Versicherung erhalten hat. 

(4) Für den Fall, dass beide Vertragsstaaten auch Vertrags- 
staaten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Bei- 
legung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und An- 
gehörigen anderer Staaten geworden sind, werden Meinungs- 
verschiedenheiten nach diesem Artikel zwischen den Streit- 
parteien einem Schiedsverfahren im Rahmen des genannten 
Übereinkommens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien 
treffen eine abweichende Vereinbarung; jeder Vertragsstaat 
erklärt hiermit sein Einverständnis mit einem solchen Verfahren. 


Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den bei- 
den Vertragsstaaten diplomatische oder konsularische Bezie- 
hungen bestehen. 

Artikel 13 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Vertrags. 


flapcTB nnn flpyran npnnnHa Meiuaet eiviy ocymecTBMTb ua- 
SHaueHMH, TO ero saiviecTMTejib ocymecTBnr nx. B tom c/iynae, 
ecTiM M 3aMecTMTe/ib npeflceflaTe/in nivieeT rpaxflaucTBO 
OflHoro M3 floroBapnBaraiunxcH IbcyuapcTB, mjim oh raKxe nw- 
meH B03M0>KH0CTM flOMCTBOBaTb, TO Ha3HaHeHMH OCylUeCTBHT 

cneflyiomMH no HMHy h/ioh MexAynapoflHoro cyaa, ne mvieio- 
LAMM rpaXAäHCTBa OAHOrO M3 flOrOBapMBatOUtMXCH IbCyAäpCTB. 

5. ApöHTpaxHbiM cyA BbiHOCWT CBoe pemeHMe öOAbujMHCT- 
BOM roAOCOB. Ero pemeHwe MMeeT oönoaTeAbHyio CHny. Kax- 
Aoe M3 floroBapMBaioAjMxcn locyAapcTB HeceT pacxoAti, cbh- 
3aHHbie c AenTenbHOCTbK) HaBHaueHHoro mm Hnena apöMTpax- 
Horo cyAä, a TaKxe no CBoeMy npeACTaeMTenbCTBy b apÖM- 
TpaxHOM npouecce; pacxoAbi, CBnaauHbie c AenTenbHocTbio 
npeAceAaTenn apöMTpaxHoro cyAa, a TaKxe npoHMe pacxoAui 
floroBapMBaiOAiMecFi IbcyAapcTBa uecyT b paBHbix aoahx. Ap- 
öMTpaxHbiM cyA MoxeT npMHHTb Apyroe pemeHMe o ueceHMM 
pacxoAOB. Flo BceM ocTanbHbiM BonpocaM apöMTpaxHbiM cyA 
onpeASAneT nopsAOK cboom paöOTbi caMOCTonTeAbHO. 

CraTbo 11 

1. Cnopbi OTHOCMTenbHO KanMTaAOBnoxeHMM MexAy oahmm 
floroBapMBaiomMMCH locyAapcTBOM m mmbcctopom Apyroro 
floroBapMBaiomerocH IbcyAapcTBa AonxHbi no bobmoxhoctm 
perynMpoBaTbCH CTopoHaMM b cnope ApyxecTBCHHbiM nyTCM. 

2. Ecam cnop He moxbt öbiTb yperyriMpoBaH b TeneHMe 
mecTM MecHueB c MOMOHTa aanBneHMFi o hom oahom m3 CTopoH 
B cnope, TO no TpeöOBaHMio MHeecTopa Apyroro floroBapnea- 
lomerocH IbcyAapcTBa oh nepeAaeTcn na pemeHMe apÖM- 
TpaxHoro cyAa. Ecam CTopoHbi b cnope He AoroBapMBatOTcn o6 
MHOM npogeAype, to cneAyeT cooTseTCTBeHHo npMMennTb 
nyHKTbi 3-5 CTaTbM 10 HacTonmero AoroBopa tbkmm oöpaaoM, 
HTOöbi HaaHaneHMe habhob apöMTpaxnoro cyAa ocymecTBAH- 
AOCb CTOpOHaMM B CAOpe B COOTBBTCTBMM C nyHKTOM 3 CTaTbM 

10 HacTOAAjero AoroBopa, m htoöbi KaxAan CTopoHa b cnope, 
B CAynae HecoÖAtOAeHMn cpoxa, yKaaaHHoro b nyHKTe 3 
CTaTbM 10 HacTonmero AoroBopa, b CMAy OTcyTCTBMA mhom 
A oroBopeHHOCTM - MorAa npocMTb npeAceAaTBAA apöMTpax- 
Horo cyaa MexAynapoAHOM ToproBOM naAaTbi b FlapMxe 
BbinoAHMTb HeoöxoAMMbie HaoHaHeHMH. PemeHMe apöMTpax- 
Horo cyaa aphboamtca b McnoAHeHMe b cootbbtctbmm c HauMO- 

HaAbHblM BaKOHOAaTeAbCTBOM. 

3. Bo BpeMA apöMTpaxHoro paaöMpaTOAbCTBa mam mc- 
noAHeHMA pemeHMH apöMTpaxHoro cyaa ynacTayfomee b cnope 
AoroBapMBaiomeecA IbcyaapcTBO He öyaeT BbiASMraTb b kb- 
HecTBe apryMOHTa to, hto mhbbctop apyroro AoroBapMBaiome- 
rocH IbcyaapcTBa nonyHMA HacTMHHyio mam noAHyio komaoh- 
cauMio 3a noHeceHHbiM ymepö Ha ocHOBanMM CTpaxoBaHMn. 

4. Ecam o6a AoroBapMBaiOLAMecH IbcyaapcTBa abaaiotca 
TaKxe AoroBapMBaiomMMMCA IbcyaapcTBaMM Kohbohumm o6 
yperyAMpoBaHMM cnopoB Mexay rocyaapcTBBMM m rpaxaa- 
HBMM ApyrMX rocyaapcTB OTHOCMTeabHO KanMTaAOBAOxenMM ot 
18 MapTa 1965 r, to ynoMHHyTbie b 3tom CTaTbe cnopu Mexay 
ynacTByiomMMM b hmx CToponaMM öyayT paccMaTpMBaTbcn b ap- 
öMTpaxHOM cyae b cootbbtctbmm c BbimeyKaaaHHOM Kohbbh- 
UMeM 3a MCKAKjHeHMeM Tex CAynaeB, b OTHomeHMM kotopbix 
CTopoHbi B cnope aoroBapMBaKJTCH o6 mhom npogeaype; Ha- 
cTonmMM KaxAoe AoroBapMBaiomeecH FocyaapcTBo aaeT cBoe 
coraacMe Ha tbkom nopnaoK. 

CraTbn 12 

HacTonmMM AoroBop aeMCTByeT neaaBMCMMO ot Toro, cy- 
mecTByioT AM Mexay oöoMMM AoroBapMBaiomMMMCH IbcyaapcT- 
BaMM AMnAOMaTMHeCKMe mam KOHCyAbCKMB OTHOmeHMA. 

CraTbo 13 

ripMAaraeMbiM FIpotokoa abaabtca coctbbhom nacTbio hb- 
CTOAmero AoroBopa. 
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Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so baid wie mögiich ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft. Er bieibt zehn Jahre iang in Kraft; 
nach deren Abiauf veriängert sich die Geitungsdauer auf unbe- 
grenzte Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsstaaten den 
Vertrag mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf auf diplo- 
matischem Wege schriftlich kündigt. Nach Ablauf von zehn Jah- 
ren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist von zwölf Monaten 
gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
vorstehenden Artikel noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag 
des Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Berlin am 27. März 2003 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, tadschikischer und russischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Aus- 
legung des deutschen und des tadschikischen Wortlauts ist der 
russische Wortlaut maßgebend. 


CxaTbfl 14 

1. HacTonuiMM floroBop noAnexnt paxucjiMKaLiMM; oöivieH 
paTMCtjMKauMOHHbiMM rpaMoxaMM öyflex ocyipecTB/ieH b bos- 
MOXHO KOpOTKMM CpOK. 

2. HacTonuiMM floroBop Bcrynux b cuny nepes oamh iviecHU 
nocjie oÖMBHa paTucjiMKaLiMOHHbiMM rpaMOxaMM. Oh Syaex abm- 
CTBOBaxb B TeneHHe AecnjH nex. Ecam hm oaho ms floroBapM- 
BaiOLAHxcH IbcyAapcTB He sanBMj no AHnnoMajMHecKMM Kana- 
naM B HMCbMeHHOM cjiopMe o AeHOHcauMM HacTOHLuero floroBO- 
pa sa ABenaAuaTb Mecnuea ao MCTeneHMn cpoKa ero asmct- 
BMH, HacTOHAjMM floroBop npoAneBaexcFi na HeorpaHMHeHHWM 
cpoK. Flo McxeneHMM aschxm nex AeMCXBMe nacxonuiero floro- 
Bopa Moxex öbixb npeKpaujeHO b nioöoe bpbmh npM coöniOAe- 
hmm cpoKa ASHOHcauMM B ABeHaAuaxb MecnueB. 

3. B oxHomeHMM KanMxanoBnoxeHMM, ocyajecxBneHHbix ao 
MOMBHxa npexpauieHMH ABMCXBMn nacxoniAero floroBopa, 
BbimecxonutMe CxaxbM öyAyx ocxaaaxbCH b CMne b xeneHMe 
AanbHeMAJMX ABagaxM nex co ahh npeKpaujeHMn AeMCXBMn 
floroBopa. 

CoBepmeno b. r. BepnMHe 27 Mapxa 2003 roAa, b AByx 
SKseMnnnpax, KaxAbiM na HeMepKOM, xaAXMKCKOM m pyccKOM 
nsbiKax, npMHOM Bce xeKcxbi mmbiox CMny. B cnynae boshmk- 
HOBeHMH paCXOXAÖHMM B XOnKOBSHMM HOMeUKOrO M XaAXMK- 
CKoro xeKcxoB, pyccKMM xeKCX nBAnexcn ochobhhm. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cheAepaxMBHyK) PecnyöAMKy FepiviaHMn 

Klaus Scharioth 

Für die Republik Tadschikistan 
3a PecnyönMKyTaAXMKMCxau 

Solijew 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-13- 


Drucksache 15/3886 


Protokoll 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitaianiagen 

□poTOKon 
K floroBopy 

Me>Kfly cpeflepaTMBHOM PecnyönnKoPi lepMaHna 
M Pecnyöni/iKOMTaflxi/iKMCTaH 
o cofleMCTBMi/i ocymecTBaeHMK) m bsbumhom 
saiiti/iTe KannTanoBnoxeHMM 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
repubiik Deutschiand und der Repubiik Tadschikistan über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitaianiagen 
haben die hierzu gehörig befugten Bevoiimächtigten außerdem 
foigende Bestimmungen vereinbart, die ais Bestandteii des Ver- 
trags geiten: 

1. Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitaianiage und im Fail ihrer Wiederaniage 
auch deren Erträge genießen den gieichen Schutz wie die 
Kapitaianiage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststeiiung der Staats- 
angehörigkeit giit insbesondere als Staatsangehöriger eines 
Vertragsstaats jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Vertragsstaats ausgestellten na- 
tionalen Reisepass besitzt. 


2. Zu Artikel 2 

Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirt- 
schaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht 
dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souveränen 
Rechten oder Floheitsbefugnissen in diesen Gebieten erlaubt. 


3. Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die Erhal- 
tung, der Gebrauch, die Nutzung und die Verfügung über 
eine Kapitalanlage anzusehen. Als eine „weniger günstige“ 
Behandlung im Sinne des Artikels 3 ist insbesondere anzu- 
sehen: die unterschiedliche Behandlung im Falle von Ein- 
schränkungen des Bezugs von Roh- und Flilfsstoffen, Ener- 
gie und Brennstoffen sowie Produktions- und Betriebsmit- 
teln aller Art, die unterschiedliche Behandlung im Falle von 
Behinderungen des Absatzes von Erzeugnissen im In- und 
Ausland sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswir- 
kung. Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu 
treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung 
im Sinne des Artikels 3. 


b) Artikel 3 verpflichtet einen Vertragsstaat nicht, steuerliche 
Vergünstigungen, Befreiungen und Ermäßigungen, die nach 
den Steuergesetzen nur den in seinem Floheitsgebiet ansäs- 
sigen Investoren gewährt werden, auf im Floheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats ansässige Investoren auszudehnen. 


Flpn noflnncaHMM floroBopa Mexfly cPeflepaTMBHOM Pecny- 
ÖJIMKOM [epMaHMH M PeCnyÖ/lMKOM Tafl>KMKMCTaH o coabmctbmm 
ocymecTBneHMio n BsauMHOM sauinxe KannTanoBnoxeuMM aoji- 
XHbiM oöpasoM Ha TO yno/iHOMOHeHHbie jiMpa floroBopnnMCb 
TaKxe 0 cneflyiomMx nojio>KeHMFix, hb/ifholahxch cocraBHoii na- 
CTbK) AoroBopa. 

1. K cTaTbe 1 

a) Aoxoflbi OT KanHTanoBjnoxeHMH m, b criynae hx noBTopnoro 
BTIO>KeHH!=l, flOXOflbI OT HHX nO/lbSyiOTCFI paBHOM c KanHTajto- 
BTIO>KeHHeM SaiMMTOH. 

b) Bes ymepöa a/ih Apyrwx npogeAyp onpeAeaeHHH rpaxAaH- 
CTBa, rpaxAäHMHOM OAHOro AoroBapHBatomerocn IbcyAap- 
CTBa, B HaCTHOCTH, CHHTaeTCH AIOÖOe AMUO, KOTOpOe HMeeT 
HauHOHanbHbm sarpaHHUHbiii nacnopx, BbiAaHHbiM KOMne- 
TeHTHbiMM optaHaMH cooTBeTCTByioLAero AoroBapMBaiOLAe- 
rocH IbcyAapcTBa. 

2. K CTaTbe 2 

FlaCTOHLAMH AOrOBOp ABMCTByeT TBKXe Ha TeppMTOpMH MCKAtO- 
HMTeAbHOM SKOHOMMHeCKOH SOHbl M Ha KOHTMHeHTaTlbHOM AjeAb- 
cjje, HacKOAbKO MexAynapoAHoe npano AonycKaex ocyiASCT- 
BAOHHe COOTBeTCTByiOLAMM AOrOBapHBBIOLAMMCH lÖCyAapCTBOM 
cyBepeHHbix npaB mam iophcahkumm b OTHomeHHi/i stmx xeppM- 
TOpMH. 

3. K CTaTbe 3 

a) B KanecTBe «AeHTeAbHOCTM» b CMbicae nyHKxa 2 CxaTbH 3 
HacTOAAjero AoroBopa CAeAyex paccMaTpHBaxb, b nacT- 
HOCTM, HO He HCKAIOHMTeAbHO ynpaBAeHMB M pacAopHxeHMe 
KaAHTaAOBAOxeHMeM, a xaKxe ero coxpaneHHe, npmvieHe- 
HHe M HcnoAbsOBaHHe. B KanecxBe «Menee ÖAaronpMHx- 
Horo» pexMMa b CMbiCAe CxaTbi/i 3 HacxoaiAero AoroBopa 
CAeAyex, b HacxHocxH, paccMaxpHBaxb: neoAHHaKOBbiM pe- 
XMM B CAynae orpaHi/iHeHHA b npMoöpexeHMH cbipbH h Bcno- 
MoraxeAbHbix MaxepMaAOB, sneprHM m xonAHBa, a xaKxe 
Bcex BHAOB CpeACTB npOHSBOACTBa M OÖOpOTHblX CpeACTB, 
HeoAHHaKOBbiM pexMM B CAynae orpaHMHenHA cöbixa, npo- 
AyKUMH BHyxpM cxpaHbi H 33 rpaHHpeH, a xaKxe npoHMe 
Mepbi c aHaAorHHHbiMH AOCAeACTBHAMM. Mepbi, npeAnpM- 
HHMaeMbie b MHxepecax oöuiecxBeHHOH öesonacHocxH h 
oöutecxBeHHoro nopHAKa, oxpanw SAopoBbA napoAa hau 
HpaBCTBeHHOCTH, He CHHXaiOTCH, «MOHee ÖAarOnpHATHblM” 
pexHMOM B CMbiCAe CxaxbH 3 HacTOAutero AoroBopa. 

b) rioAOxeHHA CxaxbH 3 HacxoALAero AoroBopa ne oÖASbiBaiox 
AoroBapHBaioLAeecA IbcyAapcxBO pacnpocxpaHAXb HaAoro- 
Bbie AbXOXbl, OCBOÖOXAÖHHA H CKHAKH, ApBAOCXaBAAeMbie 
B COOXBeXCXBHH C HSAOrOBblM SaKOHOAaxeAbCXBOM TOAbKO 
HHBecxopaM c MecxoM xHxeAbcxBa na ero xeppnxopHH, na 
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c) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
iichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthait von Personen des einen Vertragsstaats, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitaianlage in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats einreisen woiien, wohi- 
woiiend prüfen; das Gieiche giit für Arbeitnehmer des einen 
Vertragsstaats, die im Zusammenhang mit einer Kapitai- 
aniage in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
einreisen und sich dort aufhaiten woiien, um eine Tätigkeit 
ais Arbeitnehmer auszuüben. Auch Anträge auf Erteiiung 
der Arbeitsgenehmigung werden wohiwoilend geprüft. 


4. Zu Artikel 7 

Ais „unverzügiich“ durchgeführt im Sinne des Artikeis 7 Absatz 1 
giit ein Transfer, der innerhaib einer Frist erfoigt, die normaier- 
weise zur Beachtung der Transferförmiichkeiten erforderiich ist. 
Die Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate über- 
schreiten. 


5. Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitaianiage stehen, wird ein 
Vertragsstaat die Transportunternehmen des anderen Ver- 
tragsstaats weder ausschalten noch behindern und, soweit 
erforderlich, Genehmigungen zur Durchführung der Trans- 
porte erteilen. Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne 
des Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats oder eines dritten Staates von 
einem Unternehmen oder im Auftrag eines Unterneh- 
mens angeschafft werden, in dem Vermögenswerte im 
Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


MHBecTopoB c MOCTOM >KMTenbCTBa HB TeppuTopuM flpyroro 
AoroBapuBaiomerocH IbcyAapcTBa. 

c) B paMKax HaunoHaribHoro saKOHOflajenbCTBa floroBapnaa- 
lomnecFi IbcyflapcTBa öyayr önaroxenajeribHO paccMarpn- 
Baxb sanBKM na Btesfl m npebbiBanne mn oflHoro floro- 
BapuBaiomerocH IbcyflapcxBa, HaMepeBaiomuxcn npnexaxb 
Ha xeppMxopMio Apyroro floroBapHBatoiAerocn IbcyAapcxBa 
B CBH3H c KanHxaxiOBAOxeHMeM; AaHHoe nonoxeHMe pac- 
npocxpaHHexcH xaKxe Ha paöoxHHKOB ns OAHoro floroBa- 
pHBaiOAierocH IbcyAapcxaa, Koxopbie b cbhsm c KanHxa- 
noBxioxeHMeM HaMepeaatoxcH npwexaxb na xeppMxopmo 
Apyroro floroBapHBaiOAierocH IbcyAapcxBa m naxoAHXbCH 
xaM c uexibio BbinoxiHeHMH xpyAOBoti AenxenbHOCXM. Bxiaro- 
xenaxe/ibHO öyAyx paccMaxpwBaxbCH xaxxe sanBKM na 
BbiAany paspemenHH na paöoxy. 

4. K cxaibe 7 

Tpanccjtepx cHHxaexcH BbinoxiHeHHbiM «HesaMeAAHxexibHO» 
B cMbicne nyHKxa 1 CxaxbM 7 HacxoHAiero floroBopa b xom cny- 
Hae, ecxiM oh BbinoxiHnexcn b npeAS/iax xoro cpoKa, Koxopbifi 
npH HopMaxibHbix oöcxoHxexibcxBax xpeöyexca aah coöak)- 
ASHMH cjtopMajibHOCxeM ocyiAecxBneHMH xpanccjtepxa. CpoK na- 
HMHaexcH c MOMBHxa noAaHH cooxBexcxByromeü saaBKi/i m hh 
B KoeM cxiynae ne Aoxixen npeBbimaxb abb iviecHua. 

5. ripM nepeBOSKe rpysoB m amu b cbhsm c KanMxanoBxioxe- 

HMOM HM OAHO MS flOrOBapMBaiOAJMXCH lOCyAapCXB He ÖyAÖX 
sanpeiAaxb mxim npennxcxBOBaxb xpancnopxHbiM npeA- 
npMHXMHM Apyroro floroBapMBaiOAierocH IbcyAapcxBa ocy- 
AiecxBjiHXb xpancnopxHbie onepauMM m öyAöx, no Mepe ne- 
oöxoammocxm, BbiAaaaxb paspemeHMH na BbinonneHMe sxmx 
nepeBosoK. CiOAa oxhochxch nepeBOSKM 

a) rpysoB, npeAHasHaneHHbix HenocpeACxaeHHO aah kb- 
nMxaxiOBxioxeHMH b CMbicxie HacxoHiAero floroBopa, mxim 
npMOöpexaeMbix hb xeppMxopMM OAHOro ms floroBa- 
pMBaiOAjMXCH IbcyAapcxB mxim xpexbero rocyAapcxaa sa 
CHex cpeACXB mam no nopyneHMio npeAnpMHXMH, b koxo- 
poe BAOxeHbi MMyAjecxBeHHbie peHHOcxM b CMbicne 
HacxoHLAero floroBopa; 

b) AMU, HaXOAHLAMXCH B KOMSHAMpOBKe B CBHSM C KaAMXa- 
AOBAOXeHMeM. 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungs- 
ländern. Private Kapitalanlagen sind in besonderem Maße 
geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder 
zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen 
mit der Bundesrepublik Deutschland zu verstärken. In- 
vestitionen der privaten Wirtschaft vermitteln neben Risi- 
kokapital vor allem auch technisches Wissen und unter- 
nehmerische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluss von Investitionsförderungsverträgen. Sie dienen 
der Förderung und dem Schutz privater Kapitalanlagen 
in Entwicklungsländern, indem sie bestimmte Rahmen- 
bedingungen in völkerrechtlich verbindlicher Form fest- 
legen. 

Die Verträge sind ferner eine wichtige Voraussetzung für 
die Übernahme von Bundesgarantien gegen politische 
Risiken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgeset- 
zes kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur 
dann übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein 
Investitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Tadschikistan entspricht im Wesent- 
lichen dem deutschen Mustervertrag, der auch Grund- 
lage entsprechender Verträge mit anderen Nachfolge- 
staaten der ehemaligen Sowjetunion ist. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 14 Artikeln; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“ und „Investor“. Gemäß Protokoll- 
nummer 1 Buchstabe a genießen auch Erträge aus der 
Kapitalanlage den vollen Schutz des Vertrags. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- und 
Zulassungsklausel sowie das Prinzip einer gerechten und 
billigen Behandlung. Jede Seite sichert ferner zu, Kapi- 
talanlagen von Investoren der anderen Seite nicht zu dis- 
kriminieren. Nach Protokollnummer 2 gilt der Vertrag 
auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirtschafts- 
zone und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht 
dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen erlaubt. 

Zu Artikel 3 

In Artikel 3 ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
der Meistbegünstigung niedergelegt. Danach dürfen vor- 
genommene Kapitalanlagen nicht weniger günstig be- 
handelt werden als eigene Kapitalanlagen oder solche 


dritter Staaten. In Protokollnummer 3 Buchstabe a wer- 
den einige Beispiele einer unzulässigen Schlechterbe- 
handlung aufgeführt. Protokollnummer 3 Buchstabe b 
stellt klar, dass die Gewährung bestimmter steuerlicher 
Vergünstigungen nur an Gebietsansässige nicht im Wider- 
spruch zum Gebot der Inländerbehandlung steht. Proto- 
kollnummer 3 Buchstabe c enthält eine Wohlwollens- 
klausel zur Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften hinsichtlich Einreise, Aufenthalt und Arbeits- 
genehmigung im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz, die 
Entschädigungspflicht im Falle einer Enteignung und den 
ordentlichen Rechtsweg zur Überprüfung von Enteig- 
nungsmaßnahmen. Bei Verlusten an Kapitalanlagen infol- 
ge von Krieg und ähnlichen Ereignissen wird Inländer- 
behandlung und Meistbegünstigung im Falle einer Ent- 
schädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Der Artikel enthält das Prinzip des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation, 
wonach die Bundesrepublik Deutschland im Falle einer 
Entschädigungszahlung an den deutschen Investor auf- 
grund einer Bundesgarantie die auf sie übergegangenen 
Rechte des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über den anzuwen- 
denden Wechselkurs und die Feststellung des Kreuz- 
kurses. Protokollnummer 4 enthält Vorschriften über das 
Transferverfahren und die dabei zu beachtende Frist. 


Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund von völkerrecht- 
lichen Verpflichtungen, gehen dem Vertrag vor (Besser- 
stellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsstaaten 
zu, dass sie übernommene Verpflichtungen dem Investor 
gegenüber einhalten werden. 

Zu Artikel 9 

Artikel 9 stellt klar, dass der Vertrag auch für Angelegen- 
heiten in Zusammenhang mit Altinvestitionen gilt. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht ein Schiedsverfahren bei Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags vor. 
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Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Artikel 12 

Die Bestimmung enthält eine Fortgeltungsklausel, falls 
zwischen beiden Vertragsstaaten keine diplomatischen 
oder konsularischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Die Bestimmung stellt klar, dass das beigefügte Protokoll 
Bestandteil des Vertrags ist. 


Zu Artikel 14 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Ferner enthält der Artikel Vorschriften über die Geltungs- 
dauer des Vertrags, seine Kündigung sowie den nach- 
wirkenden Rechtsschutz nach erfolgter Kündigung. 

Zum Protokoil 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen. Abgesehen von den im Zu- 
sammenhang mit den jeweiligen Artikeln erwähnten 
Bestimmungen enthält das Protokoll in Nummer 5 ein 
Behinderungsverbot bei Beförderungen von Gütern und 
Personen im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 
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